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Zeitarbeitsverbot im Baugewerbe 
 

Baugewerbe fordert Abschaffung des  
Zeitarbeitsverbots auf dem Bau 
In der Debatte über den Fach- und Arbeitskräfte-
mangel in Deutschland wird richtigerweise darauf 
hingewiesen, dass Zuwanderung alleine nicht aus-
reichen wird, um die demografisch bedingte Ar-
beits- und Fachkräftelücke in Deutschland zu fül-
len, sondern dass dafür auch alle vorhandenen hei-
mischen Potentiale zu heben sind. Ein solches Po-
tential sehen wir im Baugewerbe in einer Aufhe-
bung des überholten Verbots der Arbeitnehmer-
überlassung in Betriebe des Baugewerbes gem. § 1 
b Satz 1 Arbeitnehmerüberlassungsgesetz.   

1. Zeitarbeitsverbot auf dem Bau: damals be-
rechtigt, heute überflüssig 

Tatsächlich hatte dieses Verbot in der Vergangen-
heit seine Berechtigung – die Einführung wurde 
sogar vom Zentralverband des Deutschen Bauge-
werbes unterstützt –, ging es doch um Verhinde-
rung sittenwidriger Vergütungspraktiken, um den 
Schutz vor unlauterem Wettbewerb und einem 
Unterlaufen der Beitragspflicht zu den Sozialkas-
sen des Baugewerbes.  

Die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns in 
Deutschland, der Grundsatz des Equal Pay zuguns-
ten der Zeitarbeitnehmer wie auch die durch § 8 
Abs. 3 Arbeitnehmerentsendegesetz eingeführte 
Pflicht des Verleihers bei einer Arbeitnehmerüber-
lassung auch die entsprechenden Beiträge an die 
zuständigen Sozialkassen zu entrichten, haben 
Stück für Stück zu einer Beseitigung der Miss-
stände geführt. Die Beibehaltung des Verbotes 
wäre reiner Selbstzweck.  

 

2. Zeitarbeitsverbot auf dem Bau: ungerechtfer-
tigte Ungleichbehandlung mit anderen Bran-
chen 

Das Verbot der Zeitarbeit gilt – aus weder prak-
tisch noch rechtlich nachvollziehbaren Gründen –  
nur für die Betriebe im Sinne der Baubetriebsver-
ordnung, also das Bauhauptgewerbe (bspw. Hoch- 
und Tiefbau), nicht aber das Baunebengewerbe 
(bspw. Maler-, Elektrohandwerk). Folgerichtig 
weist eine Ausarbeitung des wissenschaftlichen 
Dienstes des Deutschen Bundestages darauf hin, 
dass die herrschende Meinung in der Rechtswis-
senschaft die Vereinbarkeit des Zeitarbeitsverbots 
mit höherrangigem Recht verneint. Es wäre daher 
wert zu prüfen, ob nicht das, was in anderen nicht 
vom Zeitarbeitsverbot betroffenen Branchen der 
Bauwirtschaft bereits funktioniert, nicht auch im 
Bauhauptgewerbe klappt.  
 
3. Zeitarbeitsverbot auf dem Bau: Hemmschuh 
für Personalaufbau durch inländische Beschäf-
tigte 

Gerade vor dem Hintergrund des Arbeits- und Fach-
kräftebedarfs im Baugewerbe wäre es auch nicht 
mehr zu vermitteln, dass es nach den jüngst in Kraft 
getretenen Regelungen des Zuwanderungsrechts 
es einfacher ist, einen Arbeitskräfte-bedarf auf dem 
Bau mit Hilfe von Kontingenten mit zeitlich befris-
tetem Aufenthaltsrecht durch berufserfahrene 
Bauarbeiter aus Bosnien, Bolivien oder Brasilien zu 
stillen, während die vorübergehende Beschäftigung 
eines bei einem Zeitarbeits-unternehmen ange-
stellten Bauarbeiters aus Bochum oder Bottrop un-
tersagt wäre. Aus unserer Sicht würde dies jeden-
falls keine optimale Ausschöpfung des inländischen 
Arbeitskräftepotentials darstellen.   
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Vor diesem Hintergrund sollte der Gesetzgeber das 
bestehende Verbot der Zeitarbeit im Baugewerbe 
aufheben und dadurch auch dem Bauhauptge-
werbe den Zugriff auf dieses in Deutschland bereits 
vorhandene Arbeitskräftepotential ermöglichen. 

Angesichts der großen Zahl an offenen Stellen ge-
hen wir dabei auch davon aus, dass die sog. „Klebe-
effekte“ dafür sorgen werden, dass es in einem er-
heblichen Umfang zu einer Umwandlung in dauer-
hafte Beschäftigungsverhältnisse kommen wird. 

 
3. Zusammenfassung: Aufhebung des Zeitar-
beitsverbots auf dem Bau – Vorteile für Betriebe, 
Beschäftigte und Bürokratieabbau 

Bauunternehmen könnten auf in Deutschland vor-
handenes weiteres Arbeitskräftepotential für ein-
fache Tätigkeiten (Tätigkeiten nach Einweisung, 
Einarbeitungszeit, Anlernen bspw. für Bauhelfertä-
tigkeiten), u.U. sogar einzelne Fachkräfte zurück-
greifen – Entlastung bei Arbeitskräftemangel. 

Bauunternehmen könnten auf Personalbedarf 
kurzfristiger reagieren als bei eigener Stellenaus-
schreibung – mehr Potential für die sehr kurzfris-
tige Annahme/Abarbeitung von Bauaufträgen. 

„Klebeeffekte“ können zur dauerhaften Anstellung 
im Baugewerbe führen – positiv für Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, Zeitarbeitnehmer haben 
grundsätzlich Anspruch auf Equal-Pay bzw. Zeitar-
beit-Mindestlohn.  

Nutzung von Zeitarbeit als echte Alternative ge-
genüber Unterauftragsvergabe   bessere Kontrol-
lierbarkeit der Arbeitsbedingungen und Qualität 
der Arbeit durch den Bauunternehmer als bei Auf-
tragsvergabe an Subunternehmen, Weisungsge-
bundenheit des Zeitarbeitnehmers. 

|Damalige gesetzliche Gründe für das Zeitarbeits-
verbot nach § 1b AÜG (kein gesetzlicher Mindest-
lohn, kein Equal Pay, unzureichende Kontrollen, 
kein Schutz der Sozialkassen vor Umgehung) sind 
sukzessive weggefallen – das bestehende Verbot 
verfassungs- und unionsrechtlich fragwürdig. Der 

Wegfall des Verbots ist daher überfällig, konse-
quent und entlastet die Behörden von einem un-
nötigen Bürokratieaufwand. 
4. Zitat  

„Gesetze, die ihren Zweck nicht oder nicht mehr 
erfüllen, werden wir streichen.“ 

Quelle: „Verantwortung für Deutschland“, Koaliti-
onsvertrag zwischen CDU, CSU, und SPD, 21. Legis-
laturperiode, Zeile 1867). 

„Gesetze erhalten künftig in aller Regel eine Ex-
perimentierklausel. Eine solche Experimentier-
klausel kann auch bei bestehenden Gesetzen 
nachträglich eingefügt werden. So können Ver-
waltungen Regelungen für einen bestimmten 
Sachbereich ausprobieren, um Lernprozesse zu 
initiieren.“ 

Quelle: „Initiative für einen handlungsfähigen 
Staat“, Abschlussbericht, S. 32. 
4. Unser Vorschlag 

Das Zeitarbeitsverbot im Baugewerbe gemäß § 
1b Arbeitnehmerüberlassungsgesetz wird für 
eine Dauer von fünf Jahren ausgesetzt. Die wei-
teren Entwicklungen werden im Rahmen des re-
gelmäßigen Berichts der Bundesregierung über 
Erfahrungen bei der Anwendung des Arbeitneh-
merüberlassungsgesetzes beobachtet und je 
nach Ergebnis das Verbot entweder endgültig 
aufgehoben oder wieder in Kraft gesetzt.  

 

 

 


